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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland
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Hätte Kanton nicht eingreifen dürfen?
Baselbieter Schulratspräsidienkonferenz kritisiert Vorgehen imFall SekOberwil.

Führungsstreit AmTag, nachdemdie
bz den Konflikt zwischen Schulrat
und Schulleitung der Sekundarschule
Oberwil publik gemacht hat, hallt et-
was nach, dessen Relevanz weit über
das Schulhaus Hüslimatt hinausgeht:
Der Vorwurf der drei zurückgetrete-
nen Schulrätinnen und Schulräte an
das Baselbieter Amt für Volksschulen
(AVS),mit demEingreifen in denKon-
flikt seineKompetenzen überschritten
zu haben.

Denn auch wenn der Kanton Trä-
ger der Sekundarschulen ist und die
Schulräte Behördenmitglieder im
kantonalen Nebenamt sind, be-
schränkt sich die Aufsichtspflicht des
Kantons darauf, das vomVolk gewähl-
te Gremium zu beraten und zu un-
terstützen. «Der Fall der SekOberwil

bringt uns an die Grenzen unserer
Handlungsmöglichkeiten», sagt AVS-
Leiter Beat Lüthy selbst. Dass der
Landrat demnächst über eine Vorlage
der Regierung befindet, welche die
strategische Führung der Sekundar-
stufen I und II inklusive Anstellung
der Schulleitungen direkt dem Kan-
ton übergibt und den Schulrat stark
zurückbindet, kommt für den vorlie-
genden Fall – sehr zumBedauern Lüt-
hys – zu spät. Und die Regierung dürf-
te laut Personalgesetz zwar Diszipli-
narmassnahmen ergreifen, doch nur
bei erheblichen Pflichtverletzungen.

FürUrsula Berset ist das Verhalten
des Kanton gegenüber dem Schul-
rat bezeichnend. Die Präsidentin der
Schulratspräsidienkonferenz Basel-
land sagt zur bz: «Das muss man im

Kontext der neuenVorlage sehen.Der
Kanton versucht bereits jetzt, ver-
mehrt Einfluss auf Schulräte zu neh-
men.»Die Vorlage, gegen die sich die
Konferenz wehrt, trete aber frühes-
tens 2024 in Kraft. Gegen ein konst-
ruktives Gespräch oder eine gemein-
same Sitzung sei nichts einzuwenden,
doch, so Berset: «Der Schulrat kons-
tituiert sich selbst, bei der Zusammen-
setzung hat der Kanton nichts zu sa-
gen.» Berset kündigt an, den Fall
Oberwil im bevorstehenden Jahresge-
sprächMitteOktobermit Bildungsdi-
rektorin Monica Gschwind und dem
AVS zu thematisieren: «Der Kanton
muss sich denGrenzen seiner Kompe-
tenzen wieder bewusst werden.»

Michael Nittnaus

Komplexität wurde unterschätzt
Nach einer externenAnalysewollen die Regierungen beider Basel aus demBiozentrum-Debakel lernen.

Silvana Schreier

Eigentlich hätte der Neubau des Bio-
zentrums für die Universität Basel
knapp 330 Millionen Franken kosten
sollen. Das Gebäude hätte im Herbst
2017 eröffnet sein sollen. Und das
Grossprojekt sollte einebikantonaleEr-
folgsgeschichte sein. Mittlerweile be-
laufen sich die Mehrkosten aber auf
100 Millionen. Wegen etlicher Verzö-
gerungen konnte die feierliche Eröff-
nungdesBiozentrumserst vergangene
Wochestattfinden.UndanstellederEr-
folgsgeschichte müssen die Regierun-
gen beider Basel den Scherbenhaufen
aufräumen.

Währendsichdie fürdieAufklärung
desBaudebakels eingesetzteParlamen-
tarische Untersuchungskommission
(PUK) ein halbes Jahr ausbedungen
hatte (die bz berichtete), präsentierten
die Regierungen gestern die Ergebnis-
se einer externen Analyse. Diese wur-
devonderZürcherFirmaBrandenber-
ger und Ruosch erstellt. Der Auftrag
dazu erfolgte im Februar 2021. Mat-
thias Hugi und Martin Häusermann
gebendenRegierungeneinigeEmpfeh-
lungen für künftige Projekte mit. Die
Baudepartemente beider Kantone re-
agieren daraufmit fünf Learnings:

1. Verantwortlichkeitenklären

DasProjektBiozentrumwar indreiStu-
fen unterteilt: der politisch geprägte
Lenkungsausschuss, die Baukommis-
sion und die Projektleitung. Diese Or-
ganisation mit zwei Kantonen und der
UniversitätBasel sei«komplexundbe-
inhaltetdasRisiko,dassdieVerantwort-
lichkeitennichtklar sind», teilendieRe-
gierungenmit.FürdenBaselbieterBau-
direktor IsaacReber (Grüne) ist klar, es
soll keineBautenmehrgeben,die soor-
ganisiert sind: «Je komplexer das Pro-
jekt, umso klarermüssenOrganisation
undVerantwortung geregelt sein.»

2.Die «Bestellung»des
Wunschgebäudes

Unter«Bestellung»verstehtmandieAn-
forderungen an einenNeubau:Was soll
dasGebäude können? FürBrandenber-
ger undRuosch zeigte sich: «DieFehler
passierten ganz amAnfang. Die Bestel-
lungwarunscharf, dieProjektdefinition
unvollständig», sagt Martin Häuser-
mann. Reber will künftig mehr Zeit in
dieseProjektphasestecken, jenachdem
mitexternerUnterstützung.Zudemwill
er denProzess standardisieren.

3. EinenGeneralplaner als Team

NochwährendderBauzeit desBiozen-
trums suchte der Kanton Fachplaner,
wiederholte Ausschreibungen und
stellte das Team um. Die Analyse
kommt zumUrteil: Die Projektleitung
des Kantons und der Generalplaner
hätten sich nicht zu einem partner-
schaftlich arbeitenden Team entwi-
ckeln können. In Zukunft wollen die
KantoneeinenGeneralplanermit kom-
plettemTeam engagieren.

4.KeineMischmodellemehr

Häusermannnennt es ein«anspruchs-
volles Realisierungsmodell». «Es ge-
langnicht, inZusammenarbeitmitdem

Generalplaner die Kontrolle über das
Projekt im notwendigen Umfang auf-
rechtzuhalten», heisst es in der Me-
dienmitteilung der Kantone. Esmuss-
te festgestellt werden, eine Kombina-
tion vonGeneralunternehmungenund
Einzelleistungstragenden funktioniert
nicht. «Das Mischmodell kam zum
letzten Mal beim Biozentrum zur An-
wendung», sagt dieBaslerBaudirekto-
rinEstherKeller (GLP) dennauchklar.

5.GenügendRessourcen

«Anfangs herrschte ein enormer Ter-
mindruck, und die Ressourcen waren
knapp», sagt Reber. Das habe sich ge-
rächt. Zu diesem Schluss kommt auch
die externe Expertise. Da die Komple-
xität des Baus bereits zu Beginn unter-
schätzt wurde, führte dies zu einer
zu tiefen Kosteneinschätzung und
einemunrealistischenTerminplan.Kel-
ler: «Bei mittleren und grösseren Pro-
jektenmüssenwir über die Bücher.»

DieRegierungenbeiderBasel beto-
nen, einige Learnings würden bereits

zur Anwendung kommen. Die Basler
Finanzdirektorin Tanja Soland (SP)
fasst zusammen: «Die Trägerkantone
wolltenbeimBiozentrumzuvieleWün-
sche erfüllen. In Zukunft müssen wir
auchmal Nein sagen oder den Zusatz-
forderungeneinklaresPreisschildum-
hängen.»DieFragenachdenGründen
für die teils schwerwiegenden Fehler
lassen die Regierungsmitglieder un-
beantwortet. Lauber: «Wir haben uns
nicht angeschaut, auswelchenMotiven
wasentschiedenwurde.Unsgingesum
denBlick in die Zukunft.»

Für die Suche nach den Schuldigen
ist denn auch die PUK zuständig. Der
Bericht soll bis Ende Juni 2022 vorlie-
gen. Ob in der Zwischenzeit bereits
Effekte der Learnings sichtbar wer-
den, bleibt offen. Immerhin sind eini-
ge Grossprojekte des Kantons Basel-
Stadt noch nicht abgeschlossen – so
etwa derNeubau für das Amt für Um-
welt und Energie oder das neue Zu-
hause des Basler Naturhistorischen
Museums.

Seit 50 Jahren gibt es das Biozentrum in Basel. Der Neubau ist seit einer Woche offen. Bild: Kenneth Nars (21. September 2021)

Rund100
verschiedene Unternehmen
arbeiteten an der Realisierung

des Biozentrums.

Messer wetzen
im «Haus zum Tanz»
Grosser Schaden Der Knatsch zwi-
schen Bongénie Grieder und der SF
Urban Properties geht in die nächste
Runde.Wie die bz berichtet hat, wehrt
sich das Modehaus der Genfer Brun-
schwig Group gegen einen Auszug aus
seinerBaslerBoutique inderEisengas-
se, obschon der Mietvertrag für die
Lokalität im sogenannten «Haus zum
Tanz» Ende Januar 2022 ausläuft und
Globus imFebruardortmit einemtem-
porärenStoreeinzieht.EineSprecherin
warf derHausbesitzerin SFUrbanPro-
perties vor, trotz Verhandlungen über
eine Verlängerung des Mietvertrags
plötzlich vor die vollendete Tatsache
gestelltwordenzu sein, dassdieRäum-
lichkeiten anDritte vermietetwurden.
GriederwollenundasGesprächmitder
Eigentümerin suchen, mit dem Ziel,
den Vertrag doch noch zu verlängern.

Dazu ist dieZürcher Immobilienge-
sellschaft nicht bereit. SF Urban Pro-
perties hält via Sprecherin Sarah Lenz
fest: «Eine Verlängerung ist jetzt nicht
mehr möglich, weil die Liegenschaft
neu vermietet ist.» Grieder hätte bis
Januar 2021die vertraglich zugesicher-
te Möglichkeit gehabt zu verlängern.
«Nachdem dies nicht genutzt wurde,
musstenwir Alternativen suchen.»

Brunschwigerhebt schwere
VorwürfegegenHausbesitzerin
DieBrunschwigGroupzeichnet einan-
deres Bild der Vorgänge. In einemum-
fangreichenStatement andiebzerhebt
nun Pierre Brunschwig, Partner der
BrunschwigHolding, schwereVorwür-
feandieHausbesitzerin:Manhabe sich
entgegen den Behauptungen von SF
Urban Properties mündlich auf einen
neuen Vertrag mit leicht angepassten
Modalitäten im von Grieder gemiete-
tenMietobjekt geeinigt. «DerMietzins,
die Laufzeit des Mietvertrags und alle
wichtigen Punkte waren von beiden
Parteien vereinbart worden. Aufgrund
dessen haben wir alle Aufträge für die
Frühjahr-Sommer-Kollektionen 2022
fürdasBaslerGeschäft erteilt.» ImAu-
gust sei danndieMitteilungderEigen-
tümerin gekommen, dass sie den Ver-
trag doch nicht unterzeichnenwürde.

Brunschwig hält dezidiert fest:
«Der Schaden, den Grieder durch
diese unerwartete Entscheidung der
Eigentümerin bereits erlitten hat, ist
sehr gross und eine Verlängerung des
Vertrages unumgänglich. Aus diesen
Gründen wird Grieder den Standort
unter keinenUmständen verlassen.»

Globuswill sich nicht zu demStreit
äussern. Ein Sprecher verweist dar-
auf, dassmaneinenMietvertrag ander
Eisengasse abgeschlossen habe. (rae)
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